 INTERVIEW - DIALOG ZUM AKTIONSTAG GEGEN TTIP AM 18.4. 2015
 von Peter Obrecht auf der Grundlage eines Radio-Interviews mit Barbara Vollhard
?
Transatlantisches Freihandelsabkommen, FREIHANDEL... Welche HANDELSHEMMNISSE sollen beseitigt werden, damit es frei wird ?
! 
Na alles, was den globalen Konzernen zusätzliche Kosten, und damit weniger Gewinne bringen könnte, all das soll massiv abgewendet oder ganz beseitigt werden.
 

? 
Kannst Du Beispiele nennen ?
! 
Z.B. das VORSORGEprinzip : In der EU müssen Unternehmen vor der Zulassung ihrer Produkte und Verfahren nachweisen, dass diese  unschädlich sind. Sieht die Behörde ein Risiko, kann sie die Zulassung verhindern. In den USA, kann die Zulassungsbehörde erst IM NACHHINEIN einschreiten, sie muss das Produkt erst mal zulassen, und erst wenn sie nachträglich die Schädlichkeit streng wissenschaftlich nachgewiesen hat, kann sie es verbieten.
 

? 
Wird sich das auch auf die LANDWIRTSCHAFT auswirken ?
! 
Zu erwarten ist das weitere Vordringen von industrieller Landwirtschaft und Agrochemie. Als Problem gelten:  Kunstdünger-Nitrate, Zerstörung der Bodenstruktur durch Phosphor, Gesundheitsschäden durch Antibiotika, Hormone und schädliche Chemikalien im Grundwasser und in der Nahrung (Hormonfleisch), Verbreitung gentechnisch veränderter Lebensmittel, Verwässerung der Kennzeichnungspflicht, Saatgutmonopol weniger Konzerne und Abhängigkeit von ihnen, weiterer Rückgang der Artenvielfalt sowohl bei Wild- als auch bei Nutztieren und -pflanzen, Patentierung von Lebewesen , Vermehrung des CO2 Ausstoßes durch unsinnige Transporte über die Kontinente, Landgrabbing in Agrarländern, besonders Südamerika und Afrika.
 

? 
Was ändert sich bei den ARBEITNEHMERINNENRECHTEN?
! 
TTIP könnte die Abwärtsspirale bei ARBEITS- und SOZIALSTANDARDs EU - weit beschleunigen. Denn in den USA gelten deutlich schwächere Rechte. Da wird’s zu Kompromissen kommen, und die bedeuten Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner. Andere FreihandelsAbkommen, wie z.B. das NAFTA haben trotz gegenteiliger Beteuerungen ganz überwiegend zu massivem Arbeitsplatzabbau und massiver Ausweitung des Niedriglohnsektors geführt. Versprochen waren da mehrere 100 000 Arbeitsplätze und  Vermehrung des Handels. In Mexiko ging eine Million Arbeitsplätze verloren, in den USA 800000 Arbeitsplätze. Die Konzerne haben einfach Arbeitsplätze ausgelagert. Nur in „Sweatshops“ wurden die Arbeitsplätze erhöht. Gleichzeitig wurde das mexikanische  Grundnahrungsmittel Mais von der suventionierten US – Industrie-Landwirtschaft nach Mexiko exportiert, die Kleinbauern in Mexiko sind nahezu eingegangen. Zurm NAFTA-Freihandelsabkommen wurde ein Zusatzabkommen geschlossen – Northamerican Labour-Cooperation -. In der Präambel steht:  „Die drei Vertragspartner orientieren sich an den ILO -Normen ( ILO das ist die internationale Arbeitsorganisation). Die ILO hat 8 Normen aufgestellt, die USA hat davon nur 2 anerkannt. ( Die 8 wurden alle von den EU-Staaten anerkannt . Die Troika setzt sie aber in Griechenland einfach ausser Kraft.) Bei TTIP könnte es so ein Nebenabkommen geben. Es ist wichtig, die Arbeitnehmer in den Widerstand gegen TTIP einzubeziehen. Die Gewerkschaften verhalten sich leider noch nicht entschieden genug gegen TTIP.
 
? 
Da gibt es in der Diskussion den Begriff „ÖFFENTLICHE DASEINSVORSORGE“. Welche Folgen könnte TTIP dafür haben ?
 ! 
Schon jetzt fördert die EU Privatisierung / Verkauf der Wasserversorgung oder den Verkauf der öffentlichen Bildungs- und Pflegeeinrichtungen usw.. Mit TTIP möchte die Konzernlobby
international weitere Privatisierungen öffentlichen Eigentums auf  Kosten der Allgemeinheit verankern. Schon jetzt werden deutsche Pflegeeinrichtungen von Private Equity-Fonds betrieben. Die aber wollen hauptsächlich Gewinne machen, d. h. die Pflegeheime sind teuer und Kosteneinsparungen werden beim Personal erwirtschaftet. Die Folge ist, diese Einrichtungen sind nicht gut. In den USA müssen Studierende tausende von Dollars pro Semester zahlen. Die meisten können sich das nicht leisten oder sind auf Jahrzehnte verschuldet. Auch KITAs und Kinderhorte könnten unbezahlbar werden. Wenn das eintritt, bedeutet das für Frauen, dass sie ihre Kinder wieder zu Hause betreuen müssen - also einen  Rückfall in Zeiten, in denen Frauen gezwungen waren, ausschliesslich Hausfrauen zu sein.
 

? 
PRIVATISIERUNGEN sollen nicht mehr rückgängig gemacht werden können ?
 ! 
Da steht im TTIP-Mandat, dass die Dienstleistungen auf höchstem `Liberalisierungs-Niveau` gebunden werden sollen. Es sollen im wesentlichen alle Sektoren und Erbringungsarten erfasst werden. Ein Beispiel : Die slowakische Republik wollte die Krankenversicherung  rekommunalisieren,d.h. wieder in die öffentliche Hand zurückführen. Der niederländische Versicherer Achmea klagte gegen die slowakische Republik. Die Slowakei musste 22 Millionen € bezahlen als Kompensation.
 

? 
Wäre auch die FORSCHUNG betroffen ?
! 
Natürlich. Die Konzerne, die die Universitäten finanziell unterstützen, würden entscheiden können, was erforscht wird, vor allem aber, was veröffentlicht werden darf. Ein Beispiel:In Kanada untersuchte eine Wissenschaftlerin im Auftrag eines Konzerns, der die Universität sponsorte, ein Kindermedikament und sie stellte fest, dass es für Kinder schädlich ist. Trotz Verbots hat sie das veröffentlicht. Sie wurde umgehend gekündigt. Sie musste jahrelang dagegen prozessieren bis sie ihren Job endlich wieder bekam.
 

? 
Welche Auswirkungen hätte das TTIP auf das ÖFFENTLICHE BESCHAFFUNGSWESEN ?
! 
Die EU drängt die USA auf Liberalisierung der öffentlichen Ausschreibungen auf allen staatlichen Ebenen. Damit würde es künftig noch schwerer bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, ökologische und soziale Ziele zu berücksichtigen oder die eigene Region zu stärken.
 

? 
Der INVESTITIONSSCHUTZ soll in den Abkommen umfangreiche Auswirkungen haben, wie ?
! 
INVESTOR–STAATSKLAGEN, die im TTIP ermöglicht werden sollen, stellen umfangreiche Möglichkeiten zur Verfügung. Wenn Gesetze eines Staates die Gewinnaussichten eines Konzerns beeinträchtigen, kann er den Staat auf Schadensersatz verklagen, zu Lasten des Steuerzahlers. Die Gewinnerwartungen werden natürlich beeinträchtigt von Umweltgesetzen, höheren Steuern, Verbot von Produkten, Regelungen im arbeits-rechtlichen und Sozialbereich. Rechtlich abgesichert wird auch der Anspruch auf Entschädigung für „indirekte Enteignung“. Ein Staat muss demnach zahlen, wenn seine neuen Regelungen den Wert der Investitionen verringern. Die Neuregelungen können sich erstrecken auf Landerwerb, Rohstoffvorkommen, Energiequellen, Fabriken, Gesundheits- und Sicherheitsstandards von Konsumgütern, Gesetze über Umweltschutz und Flächennutzung, Entscheidungen bei der Ausschreibung staatlicher (und auch kommunaler) Projekte, Klimaschutz, energiepolitische Massnahmen, Gesetze über Wasserschutz oder Einschränkung des Rohstoffabbaus.
 

? 
Weiss man was über konkrete FOLGEN ?
! 
Bisher gab es über 500 bekannte Klagen vor internationalen Schiedsgerichten. Die Entscheidungen fielen zu 58 % zumindest teilweise im Sinne der Unternehmen aus. Die 2013 beendeten Verfahren fielen sogar zu 70 % zugunsten der Unternehmen aus.( Eine gute PR dafür, dass Unternehmen doch bitte klagen). Klagen gegen Staaten können mehrere 100 Millionen $ einbringen (siehe Zigarettenkonzerne gegen Australien, und andere Staaten ) TTIP weitet die Klagemöglichkeiten auf viele Sektoren aus. Beim NAFTA-Freihandelsabkommen gab es bei beinahe jeder neuen umweltpolitischen Massnahme Briefe und Eingaben von Anwaltskanzleien aus NewYork und Washington an die Regierung in Kanada. Einer Gemeinde in Mexiko wurde untersagt, die Einrichtung einer Giftmülldeponie zu verweigern u.v.a.m.. Die Investorenrechte, die ausländische Unternehmen einklagen können sind sehr vage und gleichzeitig sehr breit definiert. Es wird auch ein Recht postuliert auf „VERTRAUENS-SCHUTZ“. Das bedeutet: Das staatliche Regelwerk darf nach getätigter Investition nicht mehr verändert werden.
 
Es geht also nicht um mehr Arbeitsplätze oder zusätzliche Einkommen oder um Lebensmittelsicherheit, es geht um die Möglichkeit von uns BürgerInnen und Bürgern, Einfluss darauf zu nehmen, wie künftig unsere GesetzGebung aussieht. Diese Abkommen sind keine Handelsabkommen, es sind DEREGULIERUNGSABKOMMEN, die darauf gerichtet sind, die künftige Gesetzgebung in die Hand der Konzerne zu legen und die vergangene Gesetzgebung noch mal zu überarbeiten. Der Hebel, über den das läuft, ist die Klassifizierung und Definition von im Interesse des Gemeinwohls erlassenen Regulierungen als „Handelshemmnisse“ . Diese gemeinwohlbezogenen Regulierungen sind das Ergebnis von einem Jahrhundert von Kämpfen, und diese wollen wir behalten - und sie nicht als „Handelshemmnisse“ wegschaffbar machen.

